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Asklepios: Vergleich ausgewählter 

Indikatoren und Kennzahlen 

Hamburg, im April 2014 



Patienten pro Asklepios-Arzt 

2 

Asklepios Frei-gemeinnützige KH Private KH 

Quelle:  Statistisches Bundesamt (Grunddaten der Krankenhäuser, Fachserie 12 Reihe 6.1.1, 2012) 

137 149 
135 139 

Anzahl der durchschnittlich je Vollkraft ÄD 2012 zu versorgenden Fälle 

Öffentliche KH in  
privatrechtlicher Rechtsform 



Weniger Fälle pro Pflegekraft = mehr Zeit 
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Asklepios Frei-gemeinnützige KH Private KH 

Quelle:  Statistisches Bundesamt (Grunddaten der Krankenhäuser, Fachserie 12 Reihe 6.1.1, 2012) 

56 62 61 62 

Anzahl der durchschnittlich je Vollkraft PD 2012 zu versorgenden Fälle 

Öffentliche KH in  
privatrechtlicher Rechtsform 



Asklepios: eine der höchsten Personalkostenquoten 

Methodik: Anteil der Kostenart an der Summe aller Erträge (inkl. sonstige betriebliche Erträge) 
Quelle:  Geschäftsbericht e / Jahresabschlüsse 

Private Klinikkette Städtisches Klinikum in Süddeutschland Private Klinikkette Private Klinikkette 

Asklepios Kliniken GmbH Asklepios Kliniken GmbH ohne Mediclin Öffentlicher Klinikverbund in Großstadt 

56,7% 56,8% 57,0% 57,4% 60,2% 60,8% 60,9% 

Personalkostenquote
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Qualitätsmanagement im Krankenhaus – 

wesentliche gesetzliche Grundlagen (1/2) 

Grundlage der Qualitätssicherung im Krankenhaus: Sozialgesetzbuch V 

§ 135a Verpflichtung zur Qualitätssicherung 

(1) Die Leistungserbringer sind zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der von ihnen 
erbrachten Leistungen verpflichtet. Die Leistungen müssen dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse entsprechen und in der fachlich gebotenen Qualität erbracht werden. 

(2) Vertragsärzte, medizinische Versorgungszentren, zugelassene Krankenhäuser, Erbringer von 
Vorsorgeleistungen oder Rehabilitationsmaßnahmen und Einrichtungen, mit denen ein 
Versorgungsvertrag nach § 111a besteht, sind nach Maßgabe der §§ 137 und 137d verpflichtet, 1. sich an 
einrichtungsübergreifenden Maßnahmen der Qualitätssicherung zu beteiligen, die insbesondere zum Ziel 
haben, die Ergebnisqualität zu verbessern und 

2. einrichtungsintern ein Qualitätsmanagement einzuführen und weiterzuentwickeln, wozu in 
Krankenhäusern auch die Verpflichtung zur Durchführung eines patientenorientierten 
Beschwerdemanagements gehört. 

(3) Meldungen und Daten aus einrichtungsinternen und einrichtungsübergreifenden Risikomanagement- 
und Fehlermeldesystemen nach Absatz 2 in Verbindung mit § 137 Absatz 1d dürfen im Rechtsverkehr 
nicht zum Nachteil des Meldenden verwendet werden. Dies gilt nicht, soweit die Verwendung zur 
Verfolgung einer Straftat, die im Höchstmaß mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist und auch 
im Einzelfall besonders schwer wiegt, erforderlich ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die 
Ermittlung des Aufenthaltsorts des Beschuldigten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich 
erschwert wäre. 
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Qualitätsmanagement im Krankenhaus – 

wesentliche gesetzliche Grundlagen (1/2) 

§ 137 Richtlinien und Beschlüsse zur Qualitätssicherung 
(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss bestimmt für die vertragsärztliche Versorgung und für zugelassene Krankenhäuser grundsätzlich einheitlich für alle Patienten durch Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 insbesondere 1. die verpflichtenden Maßnahmen der Qualitätssicherung nach § 
135a Abs. 2, § 115b Abs. 1 Satz 3 und § 116b Absatz 3 Satz 3 unter Beachtung der Ergebnisse nach § 137a Abs. 2 Nr. 1 und 2 sowie die grundsätzlichen Anforderungen an ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement und 

2. Kriterien für die indikationsbezogene Notwendigkeit und Qualität der durchgeführten diagnostischen und therapeutischen Leistungen, insbesondere aufwändiger medizintechnischer Leistungen; dabei sind auch Mindestanforderungen an die Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität festzulegen. 

Soweit erforderlich erlässt er die notwendigen Durchführungsbestimmungen und Grundsätze für Konsequenzen insbesondere für Vergütungsabschläge für Leistungserbringer, die ihre Verpflichtungen zur Qualitätssicherung nicht einhalten. Der Verband der privaten Krankenversicherung, die 
Bundesärztekammer sowie die Berufsorganisationen der Pflegeberufe sind bei den Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 zu beteiligen; die Bundespsychotherapeutenkammer und die Bundeszahnärztekammer sind, soweit jeweils die Berufsausübung der Psychotherapeuten oder der Zahnärzte 
berührt ist, zu beteiligen. 

(1a) Der Gemeinsame Bundesausschuss legt in seinen Richtlinien nach Absatz 1 geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Hygiene in der Versorgung fest und bestimmt insbesondere für die einrichtungsübergreifende Qualitätssicherung der Krankenhäuser Indikatoren zur Beurteilung der 
Hygienequalität. Er hat die Festlegungen nach Satz 1 erstmalig bis zum 31. Dezember 2012 zu beschließen. Der Gemeinsame Bundesausschuss berücksichtigt bei den Festlegungen etablierte Verfahren zur Erfassung, Auswertung und Rückkopplung von nosokomialen Infektionen, antimikrobiellen 
Resistenzen und zum Antibiotika-Verbrauch sowie die Empfehlungen der nach § 23 Absatz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes beim Robert Koch-Institut eingerichteten Kommissionen. 

(1b) Die nach der Einführung mit den Indikatoren nach Absatz 1a Satz 1 gemessenen und für eine Veröffentlichung geeigneten Ergebnisse sind in den Qualitätsberichten nach Absatz 3 Nummer 4 darzustellen. Der Gemeinsame Bundesausschuss soll ihm bereits zugängliche Erkenntnisse zum Stand 
der Hygiene in den Krankenhäusern unverzüglich in die Qualitätsberichte aufnehmen lassen sowie zusätzliche Anforderungen nach Absatz 3 Nummer 4 zur Verbesserung der Informationen über die Hygiene stellen. 

(1c) Der Gemeinsame Bundesausschuss legt in seinen Richtlinien nach Absatz 1 geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Qualität in der psychiatrischen und psychosomatischen Versorgung fest und beschließt insbesondere Empfehlungen für die Ausstattung der stationären Einrichtungen mit dem 
für die Behandlung erforderlichen therapeutischen Personal sowie Indikatoren zur Beurteilung der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität für die einrichtungs- und sektorenübergreifende Qualitätssicherung in diesem Bereich. Bei Festlegungen und Empfehlungen nach Satz 1 für die kinder- und 
jugendpsychiatrische Versorgung hat er die Besonderheiten zu berücksichtigen, die sich insbesondere aus den altersabhängigen Anforderungen an die Versorgung von Kindern und Jugendlichen ergeben. Er hat die Maßnahmen und Empfehlungen nach Satz 1 bis spätestens zum 1. Januar 2017 
einzuführen. Informationen über die Umsetzung der Empfehlungen zur Ausstattung mit therapeutischem Personal und die nach der Einführung mit den Indikatoren nach Satz 1 gemessenen und für eine Veröffentlichung geeigneten Ergebnisse sind in den Qualitätsberichten nach Absatz 3 
Nummer 4 darzustellen. 

(1d) Der Gemeinsame Bundesausschuss bestimmt in seinen Richtlinien über die grundsätzlichen Anforderungen an ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement nach Absatz 1 Nummer 1 erstmalig bis zum 26. Februar 2014 wesentliche Maßnahmen zur Verbesserung der Patientensicherheit und 
legt insbesondere Mindeststandards für Risikomanagement- und Fehlermeldesysteme fest. Über die Umsetzung von Risikomanagement- und Fehlermeldesystemen in Krankenhäusern ist in den Qualitätsberichten nach Absatz 3 Nummer 4 zu informieren. Als Grundlage für die Vereinbarung von 
Vergütungszuschlägen nach § 17b Absatz 1 Satz 5 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes bestimmt der Gemeinsame Bundesausschuss Anforderungen an einrichtungsübergreifende Fehlermeldesysteme, die in besonderem Maße geeignet erscheinen, Risiken und Fehlerquellen in der stationären 
Versorgung zu erkennen, auszuwerten und zur Vermeidung unerwünschter Ereignisse beizutragen. 

(2) Die Richtlinien nach Absatz 1 sind sektorenübergreifend zu erlassen, es sei denn, die Qualität der Leistungserbringung kann nur durch sektorbezogene Regelungen angemessen gesichert werden. Die Regelungen in Absatz 3 und 4 bleiben unberührt. 

(3) Der Gemeinsame Bundesausschuss fasst für zugelassene Krankenhäuser grundsätzlich einheitlich für alle Patienten auch Beschlüsse über 1. die im Abstand von fünf Jahren zu erbringenden Nachweise über die Erfüllung der Fortbildungspflichten der Fachärzte, der Psychologischen 
Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, 

2. einen Katalog planbarer Leistungen nach den §§ 17 und 17b des Krankenhausfinanzierungsgesetzes, bei denen die Qualität des Behandlungsergebnisses in besonderem Maße von der Menge der erbrachten Leistungen abhängig ist sowie Mindestmengen für die jeweiligen Leistungen je Arzt oder 
Krankenhaus und Ausnahmetatbestände, 

3. Grundsätze zur Einholung von Zweitmeinungen vor Eingriffen und 

4. Inhalt, Umfang und Datenformat eines jährlich zu veröffentlichenden strukturierten Qualitätsberichts der zugelassenen Krankenhäuser, in dem der Stand der Qualitätssicherung insbesondere unter Berücksichtigung der Anforderungen nach Absatz 1 und 1a sowie der Umsetzung der Regelungen 
nach den Nummern 1 und 2 dargestellt wird. Der Bericht hat auch Art und Anzahl der Leistungen des Krankenhauses auszuweisen sowie eine Erklärung zu enthalten, die unbeschadet der Rechte Dritter Auskunft darüber gibt, ob sich das Krankenhaus bei Verträgen mit leitenden Ärzten an die 
Empfehlungen der Deutschen Krankenhausgesellschaft nach § 136a Satz 2 hält; liegen diese Empfehlungen nach dem 30. April 2013 nicht vor oder hält sich das Krankenhaus nicht an sie, hat es unbeschadet der Rechte Dritter anzugeben, für welche Leistungen leistungsbezogene Zielvereinbarungen 
getroffen wurden; der Bericht ist in einem für die Abbildung aller Kriterien geeigneten standardisierten Datensatzformat zu erstellen. Er ist über den in dem Beschluss festgelegten Empfängerkreis hinaus auch von den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ersatzkassen im Internet zu 
veröffentlichen. 

Wenn die nach Satz 1 Nr. 2 erforderliche Mindestmenge bei planbaren Leistungen voraussichtlich nicht erreicht wird, dürfen entsprechende Leistungen nicht erbracht werden. Die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde kann Leistungen aus dem Katalog nach Satz 1 Nr. 2 
bestimmen, bei denen die Anwendung von Satz 2 die Sicherstellung einer flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung gefährden könnte; sie entscheidet auf Antrag des Krankenhauses bei diesen Leistungen über die Nichtanwendung von Satz 2. Zum Zwecke der Erhöhung von Transparenz 
und Qualität der stationären Versorgung können die Kassenärztlichen Vereinigungen sowie die Krankenkassen und ihre Verbände die Vertragsärzte und die Versicherten auf der Basis der Qualitätsberichte nach Nummer 4 auch vergleichend über die Qualitätsmerkmale der Krankenhäuser 
informieren und Empfehlungen aussprechen. Der Verband der privaten Krankenversicherung, die Bundesärztekammer sowie die Berufsorganisationen der Pflegeberufe sind bei den Beschlüssen nach den Nummern 1 bis 4 zu beteiligen; bei den Beschlüssen nach Nummer 1 und 4 ist zusätzlich die 
Bundespsychotherapeutenkammer zu beteiligen. Die Beschlüsse sind für zugelassene Krankenhäuser unmittelbar verbindlich. Sie haben Vorrang vor Verträgen nach § 112 Abs. 1, soweit diese keine ergänzenden Regelungen zur Qualitätssicherung enthalten. Verträge zur Qualitätssicherung nach § 
112 Abs. 1 gelten bis zum Inkrafttreten von Richtlinien nach Absatz 1 fort. Ergänzende Qualitätsanforderungen im Rahmen der Krankenhausplanung der Länder sind zulässig. 

(4) Der Gemeinsame Bundesausschuss hat auch Qualitätskriterien für die Versorgung mit Füllungen und Zahnersatz zu beschließen. Bei der Festlegung von Qualitätskriterien für Zahnersatz ist der Verband Deutscher Zahntechniker-Innungen zu beteiligen; die Stellungnahmen sind in die 
Entscheidung einzubeziehen. Der Zahnarzt übernimmt für Füllungen und die Versorgung mit Zahnersatz eine zweijährige Gewähr. Identische und Teilwiederholungen von Füllungen sowie die Erneuerung und Wiederherstellung von Zahnersatz einschließlich Zahnkronen sind in diesem 
Zeitraum vom Zahnarzt kostenfrei vorzunehmen. Ausnahmen hiervon bestimmen die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen. § 195 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. Längere Gewährleistungsfristen können zwischen den 
Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ersatzkassen sowie in Einzel- oder Gruppenverträgen zwischen Zahnärzten und Krankenkassen vereinbart werden. Die Krankenkassen können hierfür Vergütungszuschläge gewähren; der Eigenanteil 
der Versicherten bei Zahnersatz bleibt unberührt. Die Zahnärzte, die ihren Patienten eine längere Gewährleistungsfrist einräumen, können dies ihren Patienten bekannt machen. 
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Asklepios geht über gesetzliche Vorgaben hinaus 

• Asklepios ist Gründungsmitglied von"4QD - Qualitätskliniken.de Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung" 

• Asklepios fokussiert nicht nur auf die Qualitätsberichterstattung, sondern hat Qualität als 
Unternehmensziel verankert und entsprechende Management- und 
Organisationsstrukturen geschaffen. 

• Asklepios hat ein „Asklepios CIRS Konzept“ auf Grundlage der „Empfehlungen des 
Aktionsbündnis Patientensicherheit“(APS) entwickelt, erprobt und führt dies schrittweise 
ein.  

• Das Critical Incident Reporting System dient dazu, Fehler und unerwünschte Ereignisse 
frühzeitig zu erkennen und damit Risiken zu minimieren.  

• An CIRS sind alle Mitarbeiter direkt beteiligt, jeder kann anonym und unkompliziert 
Ereignisse melden, die die Patientensicherheit gefährden oder einen Hinweis auf eine 
Schwachstelle geben.  

• Eingegangene Meldungen werden systematisch erfasst und weiter bearbeitet. Damit 
können die wertvollen Informationen der Mitarbeiter aus allen Fachbereichen zeitnah und 
effektiv zur Verbesserung und Fehlervermeidung genutzt werden. 
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Qualitätstransparenz: Qualitätskliniken.de 

44 Prozent Asklepios Kliniken  

in der obersten Kategorie  

(beste 25%) 

44 Prozent Asklepios Klinken 

in der mittleren Kategorie 

(25 bis 75%) 

12 Prozent Asklepios Kliniken  

in der untersten Kategorie 

(untere 25%) 
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Qualitätskliniken.de 

15.04.2014 Strategie, Organisation und Schritte zur Zielerreichung 



Die „Haupt“-Themenfelder Medizinische 

Ergebnisqualität 

Weiterentwicklung 

 „Ergebnisqualität“ 

Medical Boards & 

Chefärztetreffen 

Asklepios  

verfügt über  
ein umfassendes  
Qualitätsmanage-
mentsystem. 
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Qualitätskliniken.de 

Bericht zur  

Medizinischen  

Ergebnisqualität 

Asklepios schafft Transparenz nach außen und 

berichtet ausführlich über Qualität 

Klare Sicht auf die Ergebnisse gewähren 
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Die Qualitätsdimensionen 

Bei Qualitätskliniken.de werden 4 Dimensionen im 

Detail dargestellt 

• Mortalitäts- und 
Morbiditätskonferenzen 

• Händedesinfektion 

• Sturzprävention 

• Umgang mit Beinahe-
Fehlern (CIRS) 

• „Sicherheits-Checkliste 
…“ 

• … 
 

Patienten- 

sicherheit 

• Kennzahlen zur 
Behandlungsqualität 

• Kennzahlen aus 
Routinedaten 

Medizinische 

Ergebnisqualität 

• Fachliche Kompetenz 
der Ärzte in der 
Abteilung? 

• Bereitet die  
Entlassungsmedikation 
der Abteilung 
Probleme? 

• Sind Sie mit den 
Behandlungsergeb-
nissen entlassener 
Patienten zufrieden? 

 

Einweiser- 

zufriedenheit 

• Wurden Sie durch die 
Ärzte gut informiert?  

• Wie beurteilen Sie die 
fachliche Betreuung 
durch das Pflege-
personal?  

• Wie gut wurden  
Ihre Termine im 
Krankenhaus 
eingehalten?  

Patienten- 

zufriedenheit 
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Pflege bei Asklepios 

Veränderung des Dekubitusstatus während des stationären Aufenthaltes bei 

Patienten ohne Dekubitus bei Aufnahme 

12 

0,60 

0,96 
0,90 0,94 

0,46 

0,77 0,76 
0,84 

Patienten mit Dekubitus Grad
2 bis 4 bei Entlassung

Verhältnis der beobachteten
zur erwarteten Rate: Patienten

mit Dekubitus Grad 2-4

Patienten mit Dekubitus Grad
1 bis 4 bei Entlassung

Verhältnis der beobachteten
zur erwarteten Rate: Patienten

mit Dekubitus Grad 1 bis 4

Bundesrate Asklepios Gruppe

Quelle: Bericht zur medizinischen Ergebnisqualität Asklepios 

<2,7 Referenzwert/Einheit 
<2,44 

Indikator für die Betreuungsintensität der Patienten. Ist das Verhältnis unter dem 

Referenzwert, spricht dies für eine tendenziell bessere Betreuung der Patienten. ! 



Bad Griesbach Falkenstein INI Hannover Sylt St. Georg (Hamburg) 

Vielen Dank 

für Ihre Aufmerksamkeit 

  


